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Betreff:
Vorstellung des Gutachtens zum Projekt "Umsetzung Teilhabe2015 (UTe)" und Vorschlag zur 
Umsetzung der Ergebnisse

1
Ergebnis- und/oder zahlungsrelevante 
Auswirkungen?

nein X ja

Im Haushaltsplan vorgesehen? nein X
ja, wird im Rahmen der Haushaltsplanung 2018 
und der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung 2019 – 2021 berücksichtigt.

Im Wirtschaftsplan vorgesehen? nein ja, im Wi-Plan 

2 Die Leistungen sind 3 Rechtsgrundlage/Ausschussbeschluss:

freiwillig

durch Gesetz/Verordnung pp. bestimmt

X durch Ausschussbeschluss des LWL bestimmt

4 Investitionskosten/einmalige Auszahlungen: 5 Jährliche ergebnisrelevante Folgekosten: 6 Hinweise

Insgesamt:             EUR Insgesamt: EUR

Beteiligung Dritter: EUR Beteiligung Dritter: EUR

LWL-Mittel:    EUR Belastung LWL: EUR

Ergänzende Darstellung zu den 
ergebnis- und/oder 
zahlungsrelevanten 
Auswirkungen 
(Investitionskosten, 
Folgekosten, Finanzierung pp.) 
siehe in der Begründung unter 
Ziffer

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss nimmt das Gutachten der Fa. gfa | public „Erarbeitung eines Soll-Konzepts zur 
Umsetzung der Ergebnisse des Projektes Teilhabe2015 der LWL-Behindertenhilfe Westfalen 
einschließlich damit verbundener Beratungs- und Unterstützungsleistungen“ zur Kenntnis.

Die Verwaltung wird beauftragt
1. entsprechend der unter Ziffer IV. dieser Vorlage genannten Eckpunkte das neue      
Teilhabeplanverfahren sukzessive im gesamten Verbandsgebiet einzuführen,
2. regelmäßig über den Stand der Umsetzung zu berichten.



2

Zusammenfassung

Der LWL entwickelt bereits seit 2009 sein Hilfeplanverfahren nach den Kriterien, die nunmehr 
durch das neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) vorgegeben werden.

Das Verfahren ist der Kernprozess mit dem über die Wohnleistungen nach dem gesetzlich 
geregelten Ansprüchen entschieden wird. Das neue Verfahren ist entwickelt und muss 
nunmehr eingeführt werden. Dies hat Auswirkungen auf die gesamte Organisation der 
Abteilung LWL-Behindertenhilfe Westfalen.

Die Verwaltungsabläufe und die Verwaltungsstruktur sind durch einen externen Gutachter 
untersucht worden. Die Verwaltung schlägt vor, die Vorschläge sukzessive umzusetzen.

Die Vorlage stellt die Einzelheiten dar.

Begründung

I. Ausgangslage

Der LWL hat beginnend 2009 mit den Projekten „Teilhabe2012“ und „Teilhabe2015“ zunächst 
in zwei, später in sechs Regionen1 ein neues, personenzentriertes sowie ziel- und ICF2-
orientiertes Hilfeplanverfahren entworfen und ausprobiert. Die Projekte wurden von den 
Instituten FOGS/ceus wissenschaftlich begleitet und evaluiert.

Die Gutachter kommen in ihrem Abschlussbericht vom 31.03.2016 zu dem Ergebnis, dass das 
erprobte Hilfeplanverfahren die fachlichen Anforderungen an ein modernes, die Bedarfe der 
Menschen gerecht werdendes, individuelles und zielführendes Verfahren erfüllt, die 
Steuerungsverantwortung des Leistungsträgers LWL stärkt und wirtschaftliche Effekte erzielt, 
die mindestens den zusätzlich erforderlichen Verwaltungsaufwand decken. Es trägt dazu bei, 
einheitliche Verfahrensweisen in Westfalen-Lippe zu etablieren und somit das Ziel, 
einheitliche Lebensverhältnisse im Verbandsgebiet herzustellen, fördert. Außerdem entspricht 
es bereits weitgehend den sozialpolitischen Zielen und Anforderungen des BTHG.

Im Juni/Juli 2016 hat die LWL-Behindertenhilfe die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Begleitung und Evaluation in den Gremien des LWL vorgestellt (DrucksacheNr. 14/0809). Der 
Landschaftsausschuss hat daraufhin in seiner Sitzung am 08.07.2016 beschlossen:

Die Verwaltung wird beauftragt:

1. die Ergebnisse des Gutachtens in Verbindung mit den Erfordernissen aus dem neuen 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) zur Basis der künftigen Arbeit der LWL-Behindertenhilfe 
im Rahmen einer personenzentrieten, ziel- und ICF-orientierten Teilhabeplanung in 
Westfalen-Lippe zu machen,

2. das im Rahmen des Projektes erprobte fachliche Hilfeplanverfahren in den sog. 
Modellregionen fortzuführen,

1 zunächst in den Regionen Kreis Paderborn und Stadt Hagen, danach ergänzend in den Regionen 
Ennepe-Ruhr-Kreis, Kreis Warendorf, Stadt Gelsenkirchen und Stadt Münster
2 Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit
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3. ein Organisationsentwicklungsprojekt aufzusetzen, um ein Umsetzungskonzept zur 
sukzessiven Einführung des neuen Hilfeplanverfahrens für alle Mitgliedskörperschaften 
in Westfalen-Lippe bis zum 31.03.2017 zu erarbeiten, in dem die notwendigen 
Veränderungen in der Ablauf- und Aufbauorganisation dargelegt sind,

4. darzustellen, welche personellen und sächlichen Ressourcen für die einzelnen 
Umsetzungsschritte erforderlich sind und regelmäßig Beschlüsse zu deren jeweiligen 
Bereitstellung vorzubereiten,

5. für die einzelnen Umsetzungsschritte ein begleitendes Fach- und Finanzcontrolling 
(inkl. Evaluation) vorzulegen,

6. die Zusammenarbeit mit den Mitgliedskörperschaften zu intensivieren.

Das Hilfeplanverfahren wird in den sog. Modellregionen weiterhin angewandt (Ziffer 2) und 
zeitgleich mit Blick auf das am 21.12.2016 beschlossene BTHG weiterentwickelt (Ziffer 1). Das 
begleitende Finanz- und Fachcontrolling und die Intensivierung der Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedskörperschaften, denen der Sachstand in verschiedenen Besprechungen vorgestellt 
wurde, sind Teil der Umsetzungsplanung zum ersten Umsetzungsschritt (Ziffern 5 und 6).

Folgend wird zu Punkt 3 und 4 des o.a. Beschlusses berichtet.

II. Organisationsentwicklungsprojekt

Nach einem förmlichen VOL-Vergabeverfahren wurde Anfang Oktober 2016 mit der Fa. gfa | 
public aus Berlin ein Beratervertrag für das Organisationsentwicklungsprojekt „Umsetzung 
Teilhabe2015 (UTe)“ abgeschlossen. Mit dem Projekt UTe wurde Mitte Oktober 2016 
begonnen, das Gutachten liegt seit Anfang Mai 2017 vor. Das Gutachten wird den 
Mitgliedern der Landschaftsversammlung in einem gesonderten Termin am 02.06.2017 
vorgestellt.

Im Rahmen des Projektes wurde zunächst eine umfangreiche Analyse der Ist-Aufgaben und 
Geschäftsprozesse sowie des Personalbedarfs im Ist vorgenommen. Darauf aufbauend und 
mit Blick auf die von der LWL-Behindertenhilfe verfolgten Ziele wurden in vier Schritten 
folgende Soll-Konzepte erarbeitet:

➢ Ablauforganisation (Geschäftsprozesse)

➢ Aufbauorganisation

➢ Benötigte Ressourcen (Personal, Raum- und Sachmittel)

➢ Umsetzungsplanung

Der Abschlussbericht des Gutachters wird nachgereicht. Das Gutachten wird in gesonderten 
Veranstaltungen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der LWL-Behindertenhilfe, dem 
Arbeitskreis des Arbeitsausschusses der Sozialdezernentinnen und Sozialdezernenten der 
LWL-Mitgliedsköperschaften zur Begleitung des Projekts und dem im Rahmen des Projekts 
„Teilhabe2015“ gebildeten Beirat mit Vertretern der Freien Wohlfahrtspflege und der 
Betroffenenverbände vorgestellt. Ggf. wird im Ausschuss ergänzend mündlich berichtet.
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III. Ergebnisse

III.1 Ablauforganisation (Geschäftsprozesse)

Aufgabe des Gutachters war es, effektive und effiziente Geschäftsprozesse im Bereich der 
Leistungen im Einzelfall für behinderte Menschen sowie für Menschen mit besonderen 
sozialen Schwierigkeiten zu entwickeln. Der Gutachter bewertet die analysierten Ist-
Geschäftsprozesse als grundsätzlich angemessen. Optimierungspotenzial sieht er in der 
Vereinheitlichung der Aufgabenwahrnehmung in den Gruppen der Einzelfallhilfe und in der 
Etablierung einheitlicher qualitativer Standards.

Ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der Optimierung der Geschäftsprozesse war das Ziel, die 
einzelnen Arbeitsschritte möglichst schnittstellenfrei zu gestalten. D.h., Arbeitsschritte sollen 
möglichst von einer Funktionsgruppe3 zu Ende geführt werden, um somit die Fallübergaben 
zwischen Mitarbeiter/innen der verschiedenen Funktionsgruppen zu minimieren. Dazu 
wurden Prozessschritte und ihre Abfolge optimiert.

Im Ergebnis hat der Gutachter für die Leistungen und Aufgaben der Einzelfallhilfe die 
Geschäftsprozesse neu modelliert.

III.2 Aufbauorganisation

Nach der Bewertung des Gutachters erfordern die Umsetzung des neuen Hilfeplanverfahrens 
und der neu entwickelten Geschäftsprozesse eine neue Aufbauorganisation. Da in der 
Einzelfallhilfe erhebliche zusätzliche Personalressourcen insbesondere für die Hilfeplanung 
notwendig werden (s. Abschnitt III.3 der Vorlage) und zur Stärkung der fachlichen Führung 
und Steuerung, die aktuell aufgrund der großen Leitungsspannen in den Gruppen der 
Einzelfallhilfereferate mit bis zu 1 : 30 Mitarbeiter/innen nicht ausreichend wahrgenommen 
werden kann, schlägt der Gutachter die Erweiterung der Anzahl der Einzelfallhilfegruppen 
und der Einzelfallhilfereferate vor. 

Außerdem schlägt gfa | public eine konsequente Ausrichtung der Aufbauorganisation in allen 
Referaten nach regionalen und sozialräumlichen Kriterien vor, so dass eine systematische 
Verzahnung zwischen Hilfeplanung, Angebotsplanung und Vergütungs- und Vertragsrecht 
möglich wird. Ziel ist eine Intensivierung der Sozial- und Regionalplanung und 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedskörperschaften sowie den in der Region beteiligten 
Akteuren unter Berücksichtigung der Angebots- und Bedarfslage sowie der Struktur 
kompensatorischer und niedrigschwelliger Angebote, etc. (s. lfd. Nr. 6 des 
Haushaltskonsolidierungsprogramms 2016 – 20194).

Der Gutachter empfiehlt eine konsequente Ausrichtung der Gruppen an den regionalen 
Strukturen. Grundsätzlich sind dies die Mitgliedskörperschaften. Er hält es allerdings wegen 
deren unterschiedlichen Größen und Hilfedichten nicht für sinnvoll, pro Mitgliedskörperschaft 
eine Einzelfallhilfegruppe zu bilden. Insgesamt entsteht ein Modell mit den vier Regionen 
(Einzelfallhilfereferaten) Nord, Mitte, Ost und Süd, wobei drei Regionen aus je sechs 
Einzelfallhilfegruppen und eine Region aus sieben Einzelfallhilfegruppen besteht.

3 In der Einzelfallhilfe sind z.Zt. folgende Funktionsgruppen beteiligt: die Referats- und Gruppenleitungen als Führungskräfte, die 
Hilfeplaner/innen, die Fallmanager/innen (Sachbearbeitung gehobener Dienst), die Sachbearbeiter/innen des mittleren Dienstes, 
die stud. Hilfskräfte, die Assistenzkräfte und die Scan-Stellen- Mitarbeiter/innen
4 Diese Vorlage umfasst somit auch die lfd. Nr. 6 aus dem Haushaltskonsolidierungsprogramm 2016 – 2019 „Intensivierung der 
Regionalplanungskonferenzen“
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Die beigefügte Graphik (Anlage 1) zeigt die vom Gutachter vorgeschlagene regionale und 
sozialräumliche Aufteilung:

Als weitere wesentliche Elemente der künftigen Organisation schlägt der Gutachter den Auf- 
bzw. Ausbau von zwei Kompetenzzentren vor, die die Einzelfallhilfe durch interne 
Dienstleistungen unterstützen. Fachlich handelt es sich um die Bereiche „Sozialhilferecht“ und 
„Teilhabeplanung“. Der Gutachter hält diese vor dem Hintergrund des großen 
Personalkörpers, der Fluktuation, der Vielzahl von Mitgliedskörperschaften und Träger, der 
besonderen Aufgabe Behindertenhilfe und des hohen Spezialisierungsgrades für erforderlich, 
um die fachlich-pädagogischen und sozialhilferechtlichen Anforderungen erfüllen zu können. 
Sie sollen folgende wesentlichen Aufgaben übernehmen:

➢ Beratung und Unterstützung bezügl. fachlich-pädagogischer bzw. sozialhilferechtlicher 
Aufgaben

➢ Schulung und Qualifizierung (einschl. Einarbeitung)

➢ Information Dritter (insbesondere Leistungsanbieter und Kommunen)

➢ Pflege von Instrumenten und Arbeitshilfen, Weiterentwicklung von Verfahren und 
Standards, Weisungslagen herstellen

➢ Evaluation und Steuerungsunterstützung

Der Gutachter schlägt vor, das „Kompetenzzentrum Sozialhilferecht“ aus dem Sachbereich 
„Allgemeine und grundsätzliche Angelegenheiten der Sozialhilfe und der angrenzenden 
Rechtsgebiete“ im Referat 25 und das „Kompetenzzentrum Teilhabeplanung“ aus dem 
Sachbereich „Behindertenhilfefachdienst“ im Referat 3 zu entwickeln. Damit soll u.a. auch die 
Gleichartigkeit der Aufgabenwahrnehmung in den Einzelfallhilfegruppen gewährleistet 
werden.

Außerdem schlägt der Gutachter vor, einzelne derzeit in den Einzelfallhilfereferaten und –
gruppen wahrgenommene Aufgaben (Scan-Stelle, BEWO-Abrechnungsprüfung) künftig 
gebündelt im Referat 1 wahrzunehmen.

Der Gutachter schlägt die Aufbauorganisation entsprechend Anlage 2 vor:

III.3 Benötigte Ressourcen (Personal)6

Eine wesentliche Aufgabe des Gutachters bestand darin, eine belastbare Feststellung des 
insbesondere personellen Ressourcenbedarfs für das Ausrollen des neuen 
Hilfeplanverfahrens auf alle 27 Mitgliedskörperschaften zu erarbeiten. Dabei ging es nicht nur 
um die Anzahl der nach dem neuen Konzept benötigten Hilfeplanerinnen und Hilfeplaner, 
sondern nach der Modellierung der künftigen Geschäftsprozesse und der Aufbauorganisation 
auch um die Bedarfe für alle anderen Funktionsgruppen.

Für den Zeitpunkt nach vollständiger Umsetzung des neuen Hilfeplanverfahrens in allen 
Mitgliedskörperschaften kommt der Gutachter auf einen Personalmehrbedarf von 78,3 
Stellen (Vollzeitäquivalente – VZÄ). Es wird aber bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, 

5 Wird im Umsetzungsprojekt entwickelt.
6 Bezogen auf den LWL-Stellenplan ist zu berücksichtigen, dass für derzeit bereits beschäftigte Hilfeplaner/innen in den sog. 
Modellregionen (15,75 Projektstellen) und 11,25 Stellen für studentische Hilfskräfte für die BEWO-Abrechnungsprüfungen 
bislang keine Planstellen vorgehalten werden. Mit Umsetzung der Projektergebnisse „Teilhabe2015“ werden diese Aufgaben 
verstetigt und sind somit zusätzlich zum vom Gutachter ermittelten Personalmehrbedarf kostenneutral in den nächsten 
Stellenplan aufzunehmen.
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dass die Umsetzung nicht in einem sondern in mehreren Schritten erfolgen soll. Im Rahmen 
dieses Prozesses sind die Mehrbedarfe auch im Hinblick auf die erzielten Ergebnisse 
regelmäßig zu bewerten und entspr. der Entwicklung der Fallmengen fortzuschreiben. 
Dieses fortschreibungsfähige Verfahren ersetzt die bisherige Personalberechnung auf der 
Grundlage des Gutachtens „PersoPlan“. 

Bei der Personalbemessung hat der Gutachter auch ermittelt, dass im Umfang von 16,2 
Stellen (mittlerer und gehobener Dienst) Aufgaben im Zusammenhang mit der Teilhabe am 
Arbeitsleben erledigt werden. In diesem Umfang werden nach Abschluss des Projektes 
„Integrationsamt – Teilhabe am Arbeitsleben (IaTA)“ Stellen in die Abteilung 61 verlagert.

Im Verwaltungsbereich des mittleren und gehobenen Dienstes (ohne Betrachtung der 
Funktionsgruppen Gruppenleitung und Hilfeplanung) führen die neuen Geschäftsprozesse zu 
Effizienzgewinnen von rd. 7 Stellen.

Den Personalbedarf für die dauerhaft in der Abteilung 60 verbleibenden Wohnhilfen bezieht 
der Gutachter auf die Fallmengen in 2016 und differenziert ihn wie folgt:

a) Hilfeplaner/innen

Der Gutachter hat einen Bedarf von 123,1 Hilfeplanerstellen ermittelt. Dies sind 59,8 
Stellen mehr, als zum aktuellen Zeitpunkt. Wesentlich beeinflusst wird die erforderliche 
Zahl der Hilfeplanerstellen von den Bearbeitungsstandards. Konkret sind dies die 
erforderlichen Zeiten für die auch vom BTHG geforderten persönlichen Kontakte und 
Gespräche mit den Antragstellern.

Nur über die Umsetzung dieser Standards mit entsprechendem Ressourceneinsatz 
gelingt es eine passgenaue Hilfebedarfsermittlung einschl. der hiermit verbundenen 
wirtschaftlichen Effekte zu erreichen. Dies wurde im Rahmen des Projekts 
„Teilhabe2015“ durch den damaligen Gutachter FOGS/ceus nachgewiesen. Würden 
diese Standards reduziert und somit weniger Hilfeplanerstellen eingerichtet, könnten 
die im Evaluationszeitraum erzielten Effekte künftig verbandsweit nicht erreicht werden. 
Hier geht es um den Kern des Umsteuerungsprozesses.

Da im Zuge der Umstellung des Hilfeplanverfahrens der LWL auch die Hilfeplanung für 
die Hilfen nach den §§ 67 – 69 SGB XII übernehmen will (s. DrucksacheNr. 14/0974 
dieser Sitzung), ist ein Personalaufbau im Umfang von 8,6 Hilfeplanerstellen 
erforderlich. Dieser ist kostenneutral, da diese Stellen derzeit bei den sog. „Beauftragen 
Stellen“ (bei Mitgliedskörperschaften und freien Trägern) aus dem LWL-Haushalt 
finanziert werden (Haushaltsansatz 2017: 783.000 Euro). Die Aufgabenverschiebung 
und der damit verbundene Personalaufbau beim LWL ist durch den Gutachter bereits 
für die Personalbedarfsbemessung berücksichtigt worden.

b) Fallmanager/innen (Sachbearbeiter/innen gehobener Dienst)

Nach der Personalbemessung steigt der Bedarf um 10,5 Stellen auf 127,1 Stellen. 
Maßgeblich für die Stellenmehrung sind Aufgabenverschiebungen zwischen den 
Funktionsgruppen nach den neu modellierten Geschäftsprozessen.
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c) Sachbearbeiter/innen mittlerer Dienst

Der Personalbedarf im mittleren Dienst sinkt nach dem Gutachten um 28,2 Stellen auf 
51,7 Stellen. Ursächlich hierfür sind insbesondere Aufgabenverschiebungen aufgrund 
der neuen Geschäftsprozesse.

d) Gruppenleitungen

Der Gutachter hält aufgrund der Neuorganisation, des Personalzuwachs und wegen der 
Notwendigkeit, die bisherigen Leitungsspannen zu reduzieren, um fachliche Führung 
und Steuerung zu stärken, 10 zusätzliche Einzelfallhilfegruppen und damit 10 neue 
Gruppenleitungsstellen für erforderlich.

e) Referatsleitung

Aufgrund der auf 25 steigenden Zahl von Einzelfallhilfegruppen empfiehlt der 
Gutachter die Einrichtung eines weiteren Einzelfallhilfereferates und damit einer 
zusätzlichen Referatsleitungsstelle.

f) Kompetenzzentrum Teilhabeplanung

Wie unter III.2 ausgeführt, hält der Gutachter den Ausbau des bisherigen 
Behindertenhilfefachdienstes zu einem „Kompetenzzentrum Teilhabeplanung“ für 
erforderlich. Das vorgeschlagene Konzept beziffert den notwendigen zusätzlichen 
Personalbedarf mit 10 Stellen. Hierbei handelt es sich um den speziellen Aufwand für 
die Beurteilung schwieriger Einzelfälle, die Entwicklung von inhaltlichen Fachkonzepten 
sowie die (Unterstützung der) fachlichen Steuerung und damit um den Kern der neuen 
vom Bundesgesetzgeber geforderten ICF-gestützten Teilhabeplanung.

g) Scan-Stelle und Assistenzkräfte

Der Personalbedarf bei der Scanstelle sinkt um 0,3 Stellenanteile und der 
Personalbedarf bei den Assistenzkräften sinkt um 0,7 Stellenanteile. Ursächlich hierfür 
sind insbesondere Aufgabenverschiebungen aufgrund der neuen Geschäftsprozesse. 

III.4 Umsetzungsplanung

Weitere Aufgabe des Gutachters war es, auf Basis der erarbeiteten Sollvorschläge eine 
Umsetzungsplanung zu erstellen.

Um die Soll-Konzepte erfolgreich zu implementieren und zu verankern, empfiehlt der 
Gutachter dem LWL, die Umsetzung als Projekt anzugehen. Er schlägt für die 
Umsetzungsplanung folgende sechs Module vor:

1. Fachliche Führung und Steuerung stärken

2. Aufbau der Kompetenzen bei den Mitarbeiter/innen

3. Soll-Ablauforganisation (Geschäftsprozesse) einführen und etablieren

4. Soll-Aufbauorganisation einführen und Ressourcen beschaffen

5. Teamentwicklung in den neuen Einzelfallhilfereferaten und –gruppen betreiben
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6. Begleitendes Projekt- und Veränderungsmanagement umsetzen

Zeitlich schlägt der Gutachter folgende drei Phasen vor:

1. Aufbauphase (Juli 2017 – Mai 2018)

2. Einführungsphase 1. Region (Juni 2018 – Mai 2019)

3. Etablierungsphase weitere drei Regionen (Juni 2019 – Dezember 2019)

IV. Vorschlag der Verwaltung zur Umsetzung der Ergebnisse des Gutachtens

Die Verwaltung schlägt vor, auf Basis der vom Gutachter erarbeiteten Ergebnisse das 
Teilhabeplanverfahren sukzessive im gesamten Verbandsgebiet einzuführen. Die Umsetzung 
wird in Form eines Projektes mit verbandspolitischer Bedeutung unter Federführung der 
LWL-Haupt- und Personalabteilung durchgeführt, in dem die nachfolgend benannten 
Eckpunkte, die Vorgehensweise sowie die weitere Ausgestaltung erarbeitet und konkretisiert 
werden.

Die Umsetzung soll auf Basis folgender Eckpunkte durchgeführt werden:

1. Grundlage für die Umsetzung sind die vom Gutachter erarbeiteten Soll-Prozesse, die 
Soll-Aufbauorganisation, der ermittelte Personalbedarf im Soll und die Module der 
Umsetzungsplanung.

2. Die vom Gutachter vorgeschlagene Zeitplanung wird mit dem Ziel gestrafft, parallel zur 
Aufbauphase den ersten Umsetzungsschritt auf Anfang 2018 vorzuziehen und die 
Etablierungsphase bis Mitte 2019 abzuschließen.

3. Der vom Gutachter ermittelte zusätzliche Stellenbedarf wird auf die Entwicklung der 
Fallzahlen fortgeschrieben und in die Stellenpläne 2018 und 2019 aufgenommen. Ziel 
der Verwaltung ist es, möglichst frühzeitig im Vorgriff auf die Stellenpläne erforderliche 
Personaleinstellungen unter Berücksichtigung personalwirtschaftlicher Faktoren (z.B. 
Verfügbarkeit von geeignetem Personal am Stellenmarkt) zu realisieren.

4. In einem ersten Umsetzungsschritt wird das neue Teilhabeplanverfahren in der Region 
Nord umgesetzt. Dafür werden sechs Einzelfallhilfegruppen wie folgt gebildet:

➢ Kreis Borken

➢ Kreis Coesfeld mit den Städten Datteln, Halten, Dorsten, Waltrop und Oer-
Erkenschwick  aus dem Kreis Recklinghausen

➢ Castrop-Rauxel, Gladbeck, Herten, Marl und Recklinghausen aus dem Kreis 
Recklinghausen

➢ Kreis Steinfurt

➢ Stadt Münster

➢ Kreis Warendorf und Stadt Hamm

5. In den vier verbleibenden sog. Modellregionen (Kreis Paderborn, Ennepe-Ruhr-Kreis, 
Stadt Hagen, Stadt Gelsenkirchen) wird das neue Teilhabeplanverfahren mit den neuen 
Geschäftsprozessen und den ermittelten Ressourcen weitergeführt.
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6. Zusätzlich zu den bisher bereits 15,75 überplanmäßig besetzten Hilfeplaner-
Projektstellen und 11,25 studentischen Hilfskräften werden in der Aufbau- und 
Einführungsphase 2017/2018 von den insgesamt erforderlichen 78,3 neuen Stellen 
folgende Ressourcen benötigt:

- Hilfeplaner/innen                          + 19,4 Stellen
- Fallmanager/innen
 (Sachbearbeiter/innen gehobener Dienst)             + 4,7 Stellen
- Sachbearbeiter/innen mittlerer Dienst                   - 8,7 Stellen
- Gruppenleitungen                                                  + 5,0 Stellen
- Referatsleitungen                                                   + 1,0 Stellen
- Kompetenzzentrum Teilhabeplanung                  + 8,0 Stellen
Gesamt                                                                       + 29,4 Stellen

7. In der Etablierungsphase 2019 sind die weiteren 48,9 Stellen erforderlich.

8. Der gesamte Prozess bzw. insbesondere die Auswirkungen der Veränderungen werden 
durch ein Fach- und Finanzcontrolling begleitet und auf seine Wirkungen überprüft. 
Hierbei steht besonders die Frage der Amortisation des zusätzlichen Personaleinsatzes 
im Focus. In den Gremien wird regelmäßig berichtet.

9. Für die Umsetzung und technisch sowie –personalwirtschaftlichen Herausforderungen 
werden in der LWL-Haupt- und Personalabteilung, der LWL-IT-Service-Abteilung, sowie 
der LWL-Behindertenhilfe zunächst befristet für den Projektzeitraum insgesamt 7 
Stellen für folgende Aufgaben benötigt:

- Projektmanagement/Projektleitung in der Abt. 10/11 1 Stelle
- Fortbildung und Teamentwicklung in der Abt. 10/11 1 Stelle
- Personalgewinnung und Administration in der Abt. 10/11 1 Stelle
- Einführung neuer und Erweiterung bestehender
  DV-Unterstützung im IT-Service 2 Stellen
- Umsetzungsmanagement in der Abt. 60 2 Stellen
Gesamt 7 Stellen

10. Gesamtübersicht der zusätzlichen Personal- und Stellenbedarfe des Projektes UTe2015

Personalmehrbedarfe 2018 ggü. 
2017

2019 ggü. 
2017

dauerhaft

„Echte“ Personalmehrbedarfe 29,4 VZÄ 78,3 VZÄ 78,3 VZÄ

Zusätzliche Stellenbedarfe 
(kostenneutral)

27,0 VZÄ 27,0 VZÄ 27,0 VZÄ

Befristete Mehrbedarfe zur Umsetzung 7,0 VZÄ 7,0 VZÄ -

Die „echten“ Personalmehrbedarfe verursachen einen dauerhaften Mehraufwand gegenüber 
dem Status quo i.H.v. rd. 6,0 Mio. € p.a. (davon rd. 2,3 Mio. € bereits in 2018). Zusätzlich sind 
Aufwendungen i.H.v. rd. 1,2 Mio. € zu berücksichtigen, mit denen bereits heute die 
Hilfeplaner/innen (15,75 VZÄ) in den Modellregionen „Teilhabe2015“ finanziert werden. Im 
Umfang von rd. 0,8 Mio. € werden die genannten Mehrbedarfe refinanziert aus Einsparungen 
finanzieller Mittel, die der LWL derzeit den „Beauftragten Stellen“ im Zuge der Hilfen nach §§ 
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67ff. SGB XII zahlt (siehe Ziffer III.3a)). Für die Umstellung des neuen Teilhabeverfahrens 
wendet der LWL somit künftig saldiert rd. 6,4 Mio. € p.a. auf.7

Ferner werden für die Umsetzungsphase befristete Mehrbedarfe von jährlich zusätzlich rd. 0,5 
Mio. € benötigt.

7 Die Mehraufwendungen je VZÄ sind kalkuliert auf Basis der LWL-spezifischen Durchschnittskosten 
EG 10 einschl. Sachkostenpauschale: 66.900 € + 9.700 € = 76.600 €





 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                   
 
                   
 
                  
   
 
 
 
 
 
            
                  
                  
               
 
 
 
 
 
 
                
               
 
 
                  
               
 
 
 
 
 
 
 
 

Referat 7 
 

Einzelfallhilfen 
Region Mitte 

 
 

Referat 1 
 

Querschnittsaufgaben 
 
 
 

Referat 8 
 

Vergütungs- und Vertragsrecht 
 
 
 

Referat 4 
 

Einzelfallhilfen 
Region Nord 

 
 
 

Referat 5 
 

Einzelfallhilfen 
Region Ost 

 
 
 

Referat 3 
 

Angebote der Behindertenhilfe 
 
  
 
 

Gruppe 43 
Kreis Steinfurt 

 

Gruppe 44  
Kreis Warendorf  
und Stadt Hamm 

 

Gruppe 41 
Kreis Borken 

 

Gruppe 42 
Kreis Coesfeld + Kreis 

Recklinghausen Nordost 
Anmerkung 2  

 
LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

 
   

Sachbereich 81 
Vergütungs- und 

Vertragsrecht  
Regionen Nord + Ost 

Referat 2 
 

Grundsätzliche Angelegenheiten 
der Sozialhilfe  

 
   
  

Gruppe 45 
Stadt Münster 

 

Sachbereich 25 
Sozialhilfe für Deutsche  

im Ausland, 
Kostenerstattung  

Sachbereich 14 
Organisation und Technik 

Sachbereich 26 
Leistungen für blinde,  

sehbehinderte und gehör-
lose Menschen 

Gruppen 27  
Widersprüche und 

Rechtsangelegenheiten I 
 

Sachbereich 31 
Wohnangebote für Men-
schen mit Behinderungen 

Regionen Nord + Ost 

Sachbereich 11 
Ausgabeverwaltung I 

 
 

Sachbereich 12 
Ausgabeverwaltung II 

 
 

Sachbereich 13 
Einnahmeverwaltung und 

generelle Angelegenheiten 

Sachbereich 34 
Kompetenzzentrum  

Teilhabeplanung 

Sachbereich 33 
Werkstätten für behinderte 

Menschen 
Anmerkung:1 

Sachbereich 32 
Wohnangebote für Men-
schen mit Behinderungen  
Regionen Süd + Mitte 

Gruppe 51 
Kreis Gütersloh 

 

Gruppe 53 
Kreis Lippe 

 

Gruppe 52 
Kreis Herford 

 
 

Gruppe 61 
Ennepe-Ruhr-Kreis 

 

Gruppe 62 
Hochsauerlandkreis 

 

Gruppe 63 
Kreis Olpe  

und Kreis Siegen 

Gruppe 54 
Kreis Minden-Lübbecke 

 
 

Gruppe 64 
Kreis Soest 

 

Gruppe 55 
Kreis Paderborn  
und Kreis Höxter 

Gruppe 65 
Märkischer Kreis ohne 

Iserlohn 

Sachbereich 24 
Kompetenzzentrum Sozial-

hilferecht 
 

Sachbereich 82 
Vergütungs- und 

Vertragsrecht  
Regionen Süd + Mitte 

Sachbereich 83 
Projektförderung 

 

Sachbereich 84 
Controlling und Statistik  

 

Sachbereich 85 
Vergütungs- und 

Vertragsrecht  
Werkstätten 

Anmerkung:1 

Referat 6 
 

Einzelfallhilfen 
Region Süd 

 
 

Gruppe 15 
Generelle Registratur 

und Botendienst 

Gruppe 16 
Scanstelle 

 

 

Gruppe 71  
Kreis Unna 

 
 

Gruppe 74 
Stadt Dortmund II 

 
 

Gruppe 73 
Stadt Dortmund I 

 

Gruppe 72 
Stadt Bochum 

 

Gruppe 75 
Stadt Gelsenkirchen  

Gruppen 28 
Widersprüche und 

Rechtsangelegenheiten II 
 

Gruppe 46 
Kreis Recklinghausen  

Südwest 

Gruppe 56 
Stadt Bielefeld I 

 

Gruppe 57 
Stadt Bielefeld II 

 

Gruppe  66 
Stadt Hagen + Iserlohn 

 

Gruppe 76 
Stadt Bottrop  

und Stadt Herne 

Anmerkung 1: Diese Sachbereiche werden voraussichtlich im Rahmen des Projektes IaTA in die Abt. 61 verschoben 
Anmerkung 2: Recklinghausen Nordost: Dorsten, Haltern, Datteln, Waltrop, Oer-Erkenschwick 
Anmerkung 3: Recklinghausen Südwest:   Castrop-Rauxel, Gladbeck, Herten, Marl, Recklinghausen 
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